
9. Die Verwaltung Deutschlands muß in Richtung auf eine Dezentrali­
sation der politischen Struktur und der Entwicklung einer örtlichen 
Selbstverantwortung durchgeführt werden. Zu diesem Zwecke:

I. Die lokale Selbstverwaltung wird in ganz Deutschland nach demo­
kratischen Grundsä^en, und zwar durch Wahlausschüsse (Räte), 
so schnell wie es mit der Wahrung der militärischen Sicherheit und 
den Zielen der militärischen Besamung vereinbar ist, wieder­
hergestellt.

II. In ganz Deutschland sind alle demokratischen politischen Parteien 
zu erlauben und zu fördern mit der Einräumung des Rechtes, Ver­
sammlungen einzuberufen und öffentliche Diskussionen durch­
zuführen.

III. Die Abgeordneten- und Wahlgrundsätje sollen in die provinzialen 
Bezirks- und Landesverwaltungen, so schnell wie das durch die 
erfolgreiche Anwendung dieser Grundsätje in der örtlichen Selbst­
verwaltung gerechtfertigt werden kann, eingeführt werden.

IV. Bis auf weiteres wird keine zentrale deutsche Regierung errichtet 
werden. Jedoch werden einige wichtige zentrale deutsche Verwal­
tungsabteilungen errichtet werden, an deren Spige Staatssekre­
täre stehen, und zwar auf den Gebieten des Finanzwesens, des 
Transportwesens, des Verkehrswesens, des Außenhandels und der 
Industrie. Diese Abteilungen werden unter der Leitung des Kon­
trollrates tätig sein.

10. Unter Berücksichtigung der Notwendigkeit zur Erhaltung der mili­
tärischen Sicherheit wird die Freiheit der Rede, der Presse und der 
Religion gewährt. Die religiösen Einrichtungen sollen respektiert wer­
den. Die Schaffung Freier Gewerkschaften, gleichfalls unter Berück­
sichtigung der Notwendigkeit zur Erhaltung der militärischen Sicher­
heit, wird gestattet werden.

B. Wirtschaftliche Grundsätze

11. Mit dem Ziele der Vernichtung des deutschen Kriegspotentials ist die 
Produktion von Waffen, Kriegsausrüstung und Kriegsmitteln, ebenso 
die Herstellung aller Typen von Flugzeugen und Seeschiffen zu ver­
bieten und zu unterbinden. Die Herstellung von Metallen und Chemi­
kalien, der Maschinenbau und die Herstellung anderer Gegenstände, 
die unmittelbar für die Kriegswirtschaft notwendig sind, ist streng zu 
überwachen und zu beschränken, entsprechend dem genehmigten Stand 
der friedlichen Nachkriegsbedürfnisse Deutschlands, um die in dem 
Punkt 15 angeführten Ziele zu befriedigen. Die Produktionskapazität, 
entbehrlich für die Industrie, welche erlaubt sein wird, ist entsprechend 
dem Reparationsplan, empfohlen durch die interalliierte Reparations­
kommission und bestätigt durch die beteiligten Regierungen, entweder 
zu entnehmen oder, falls sie nicht entnommen werden kann, zu ver­
nichten.
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